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Die Europdische Kommission beschloss am 19. Mdrz 2012, den Europiischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss gemifl Artikel 304 AEUV um Stellungnahme zu folgender Vorlage zu ersuchen:

"Vorschlag fiir eine Verordnung des Rates iiber das Programm ,Europa fiir Biirgerinnen und Biirger* fiir den Zeitraum

2014-2020"

COM(2011) 884 final — 2011/0436 (APP).

Die mit den Vorarbeiten beauftragte Fachgruppe Beschiftigung, Sozialfragen, Unionsbiirgerschaft nahm ihre

Stellungnahme am 27. Juni 2012 an.

Der Ausschuss verabschiedete auf seiner 482. Plenartagung am 11./12. Juli 2012 (Sitzung vom 11. Juli) mit
140 Stimmen bei 1 Gegenstimme und 5 Stimmenthaltungen folgende Stellungnahme:

1. Schlussfolgerungen und Empfehlungen

1.1 Der Europdische Wirtschafts- und Sozialausschuss unter-
stiitzt nachdriicklich die Fortsetzung des Programms "Europa
fur Biirgerinnen und Biirger" und das diesem zugrundeliegende
Ziel der Forderung und Unterstiitzung der aktiven Teilhabe der
europdischen Biirgerinnen und Biirger am politischen und so-
zialen Leben, der Solidaritit und der Zusammenarbeit auf
Grundlage der gemeinsamen Werte und der europdischen Iden-
titat.

1.2 Aktive Unionsbiirgerschaft umfasst sowohl die Mitwir-
kung einzelner Biirger, Biirgergruppen und zivilgesellschaftlicher
Organisationen einschlieflich der Sozialpartner an der Gestal-
tung der Politik (vertikaler Dialog zwischen der Zivilgesellschaft
und den Behorden) als auch deren Vernetzung und Zusammen-
arbeit untereinander (horizontaler Dialog). Der EWSA nimmt
erfreut zur Kenntnis, dass im vorliegenden Vorschlag beiden
Aspekten Rechnung getragen wird, auch wenn der horizontale
Dialog genauer ausgearbeitet werden konnte.

1.3 Der EWSA unterstiitzt im Grofen und Ganzen den Vor-
schlag der Europiischen Kommission, spricht sich aber fiir eine
starkere Beteiligung des Europiischen Parlaments, des EWSA,
des Ausschusses der Regionen und der Partner des strukturierten
Dialogs an der Gestaltung, Uberwachung und Bewertung des
Programms aus. Diese Stellungnahme enthilt Empfehlungen
und konkrete Anderungsvorschlige, die es ermdglichen werden,
das Programm weiter zu vervollkommnen, es den Biirgern ni-
her zu bringen und es noch mehr auf ihre Bediirfnisse ab-
zustimmen.

1.4 Auch die Europiische Kommission erkennt an, dass die
EU-Institutionen derzeit mit einem ernsthaften Legitimations-
problem zu kidmpfen haben. Das geringe Vertrauen der Biirger,
die Apathie und die fehlende Einbindung in die Beschlussfas-
sung untergraben die ideellen Fundamente der Europiischen

Union, behindern die qualitative Beschlussfassung und hemmen
die langfristige Entwicklung der EU ('). Leidtragende sind alle
Ebenen der offentlichen Verwaltung: die lokale, nationale, die
grenziiberschreitende und die europiische Ebene. Da die vor-
geschlagene Finanzierung des Programms fiir die Durchfithrung
der notwendigen Arbeiten nicht ausreicht, muss alles daran
gesetzt werden, die Finanzmittel aufzustocken.

1.5 Das Programm "Europa fiir Birgerinnen und Biirger"
muss den im Vertrag von Lissabon festgeschriebenen demokra-
tischen Grundsitzen Rechnung tragen und diesen in Europa
mehr Geltung verschaffen. Insbesondere muss es dazu beitragen,
die in Art. 10 und 11 EUV verankerten Mechanismen der Teil-
habe zu fordern und fir mehr Transparenz zu sorgen. Das
Programm kann seine Wirkung jedoch nur dann ginzlich ent-
falten, wenn auch die EU-Institutionen ihre Hausaufgaben ma-
chen und zur Verwirklichung der genannten Artikel beitragen,
u.a. durch Griinbiicher. Gleichzeitig jedoch darf keine der Ge-
neraldirektionen der Kommission sich durch das Programm von
ihrer Verpflichtung entbunden fithlen, mit Hilfe ihrer finanziel-
len und anderen Ressourcen die gesellschaftliche Teilhabe, den
Dialog und die Partnerschaft in ihrem Tatigkeitsbereich stirker
als bisher zu fordern.

1.6 Der EWSA teilt die von vielen Organisationen der Zivil-
gesellschaft geduferten Bedenken, dass die jihrlichen Arbeits-
programme die langfristig bedeutenden Themen des Programms
tibermafig einengen oder auch verschleiern konnten und/oder
dass sie der Offentlichkeit die Moglichkeit nehmen kénnten,
sich an der Festlegung ihrer Priorititen zu beteiligen.

1.7  Das Kapitel tiber das Geschichtsbewusstsein sollte dazu
beitragen, die gemeinsame Identitit und die gemeinsamen
Werte zu fordern. Der EWSA unterstiitzt die im Programm

(") ABL C 181 vom 21.6.2012, S. 137-142.
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angeregte Erweiterung um das Gedenken an die Opfer des Na-
tionalsozialismus und des totalitiren Kommunismus - auch
nach 1953 — und die Bedeutung der Gesellschaft fiir die Wie-
dervereinigung Europas, das lange Zeit getrennt war.

1.8 Der EWSA unterstreicht die Notwendigkeit einer nach-
haltigen, inhaltsreichen und moglichst gut strukturierten Betei-
ligung der Offentlichkeit an der Entscheidungsfindung auf allen
Ebenen und in allen Phasen dieses Prozesses.

Zu diesem Zweck regt der EWSA zusitzlich zu den oben ge-
nannten Punkten folgendes an:

— Es sollte Subventionen den Vorzug gegeben werden, durch
die der Strukturwandel, die Biirgerbeteiligung und die Nut-
zung des institutionellen Gedachtnisses gefordert werden.
Dariiber hinaus sollte gewihrleistet sein, dass der Ubergang
vom jetzigen zum kommenden Haushaltszeitraum in dem
Programm reibungslos vollzogen wird. Notigenfalls muss
eine Ubergangsperiode geschaffen werden, um die Verwirk-
lichung der Ziele in der Zwischenphase sicherzustellen.

— Das wichtigste Auswahlkriterium des Programms miissen
die europdische Dimension und die Beteiligung der Biirger
an Fragen betreffend die Europdische Union sein, nicht je-
doch die Verwirklichung auf europiischer Ebene. Die Mog-
lichkeit einer Subventionierung der Teilnahme am EU-Be-
schlussfassungssystem auf nationaler Ebene sollte ebenfalls
vorgesehen sein.

— In den Lenkungsausschuss des Programms sollten Vertreter
des EWSA, des Ausschusses der Regionen sowie Partner des
strukturierten Dialogs einbezogen werden. Dariiber hinaus
sollte die Verwaltung der Projekte, unter anderem das Be-
wertungssystem, vereinfacht werden, ohne jedoch die erfor-
derliche Kontrolle zu vernachlissigen.

— Auch die Titigkeit von Freiwilligen sollte als Kofinanzierung
anerkannt werden. Dariiber hinaus sollte eine besondere
Unterstiitzung oder eine besondere Kategorie kleiner Pro-
jekte in den Mitgliedstaaten vorgesehen werden, in denen
die Bedingungen fiir die Tatigkeit zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen hinsichtlich der Zielbereiche des Programms
besonders prekdre Bedingungen herrschen oder in denen
die Teilhabe schwach ausgeprigt ist.

— In den Fillen, in denen Projekte von einer Verwaltungs-
behorde, einer Agentur oder einer anderen Einrichtung vor-
geschlagen werden, die zum groen Teil aus Steuern, Ab-
gaben oder vergleichbaren Geldern bezahlt werden, sollte
eine verpflichtende Partnerschaft mit mindestens einer zivil-
gesellschaftlichen Organisation vorgesehen werden. Durch
Stadtepartnerschaften und andere Projekte sollte insbeson-
dere die Zusammenarbeit zwischen Ost und West gefordert
werden.

2. Allgemeine Bemerkungen - Inhalt des Programms

2.1 Das Programm "Europa fiir Biirgerinnen und Biirger"
muss in der Praxis dazu beitragen, die im Vertrag von Lissabon
niedergelegten demokratischen Normen, insbesondere Art. 10

und 11 EUV, mit Leben zu erfilllen. Die europaische Biirger-
initiative ist nur eine der in dem Vertrag vorgesehenen Moglich-
keiten der Teilhabe; andere sollten rasch folgen. Auch dieses
Programm wird erfolgreich sein, wenn die EU die politischen
Hausaufgaben besser erledigt, wie sie in fritheren EWSA-Stel-
lungnahmen dargelegt werden, darunter die Erarbeitung von
Griinbiichern zur Birgerbeteiligung.

2.2 Derzeit besteht die einzige explizit benannte Rechts-
grundlage des Vorschlags in Artikel 352 des Vertrags iiber die
Arbeit der europdischen Union (AEUV) (3. Der EWSA fordert
die Kommission auf darzulegen, in welchen Artikeln der Ver-
trage die Zielsetzungen verankert sind. Es handelt sich insbeson-
dere um Artikel 10 und 11 EUV sowie Artikel 15 AEUV (3).
Dariiber hinaus enthilt die Begriindung einen Verweis auf Ar-
tikel 39 der Grundrechtecharta, in der es um das aktive und
passive Wahlrecht zum Europdischen Parlament geht, aber kei-
nen Verweis auf die iibrigen Artikel dieser Charta wie Artikel 11
(Freiheit der Meinungsduflerung und Informationsfreiheit), Arti-
kel 12 (Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit), Artikel 41
(Recht auf eine gute Verwaltung), Artikel 20 bis 26, die gleiche
Rechte und Schutz fiir Einzelne und verschiedene gesellschaftli-
che Gruppen vorsehen, und andere (4). Allerdings kann das Pro-
gramm weder das einzige noch das wichtigste Instrument zum
Erreichen der oben genannten Ziele sein.

2.3 Der EWSA unterstreicht, dass Teilhabe und aktiver Biir-
gersinn einen allgemeingiiltigen und unteilbaren Wert darstellen,
und dass alle Ebenen der offentlichen Verwaltung — die lokale,
die nationale und die europdische Ebene — miteinander ver-
kniipft sind. Viele Entscheidungen im Zusammenhang mit der
Européischen Union zeigen massive Auswirkungen auf lokaler
und nationaler Ebene. Die Entscheidungen der EU ihrerseits
werden auf nationaler und lokaler Ebene angestofen und mit-
gestaltet. Das Programm muss dieser Realitdt Rechnung tragen
und mit den erforderlichen Mitteln ausgestattet werden, wobei
die europdische Dimension als Prioritit aufrechterhalten wird,
ganz gleich, ob das Projekt auf nationaler oder europiischer
Ebene umgesetzt wird. Solche Projekte miissen auch ohne in-
ternationale Partner umsetzbar sein. Wiinschenswerterweise soll-
ten im Zuge der erweiterten Finanzierung auch die fiir die Pro-
jektdurchfihrung auf lokaler Ebene zustindigen Akteure unter-
stiitzt werden, die in die Beschlussfassung auf EU-Ebene ein-
bezogen sind.

2.4 Der EWSA weist darauf hin, dass die Arbeit der zivilge-
sellschaftlichen Organisationen insbesondere in der derzeitigen
Wirtschaftskrise von besonderer Bedeutung ist, diese aber von
der Krise und dem Mangel an zur Verfiigung stehenden Finanz-
mitteln sehr hart getroffen wurden. Besonders wichtig sind da-
her langfristige administrative Subventionen, die Forderung des
strukturierten Dialogs und die Unterstiitzung von Organisatio-
nen mit "Wachhundfunktion" sowie die Mitwirkung an der
Losung aktueller europiischer Fragen. Dariiber hinaus muss
das Programm insbesondere den Beitrigen, Erkenntnissen und
Ergebnissen der europdischen Themenjahre 2011-2013 Rech-
nung tragen und die Empfehlungen der Zivilgesellschaft ein-
schlieflich der Sozialpartner entsprechend beriicksichtigen.

() COM(2011) 884 final.
() ABL C 83 vom 30.3.2010.
( ABL C 83 vom 30.3.2010.
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2.5  Aktiver Biirgersinn und Teilhabe stehen in einem logi-
schen Zusammenhang mit Aktivititen zur Forderung des Aus-
tauschs von Informationen und Ideen sowie zur Forderung von
Diskussionen iiber die gemeinsame Identitit, Werte und Ge-
schichte. Der EWSA unterstiitzt den im Programm enthaltenen
Vorschlag, in das Kapitel iiber das historische Gedachtnis das
Gedenken an die Opfer des Nationalsozialismus und des tota-
litiren Kommunismus auch nach 1953 aufzunehmen. Offent-
liche Debatten, die zu einem vollstindigeren Verstindnis der
europdischen Geschichte und entsprechenden Lehren fiir die
Zukunft fithren, sollten unterstiitzt werden, wobei die Bedeu-
tung der Gesellschaft fur die Wiedervereinigung Europas, das
lange Zeit getrennt war, hervorzuheben ist. Besondere Aufmerk-
samkeit muss dem Geschichtsbewusstsein der Jugendlichen ge-
widmet werden, denn dies ist die Grundlage fiir die gemeinsame
Zukunft der EU, fiir Freiheit und Prosperitit.

2.6 Nach Ansicht des EWSA miissen in die Projekte und
Aktionen im Rahmen des Programms "Europa fiir Biirgerinnen
und Biirger", insbesondere in die Stddtepartnerschaften, nicht
nur Beamte und offizielle Vertreter von Institutionen, sondern
in verstarktem MafSe auch die Biirger eingebunden werden. Wer-
den Projekte von einer Verwaltungsbehorde, einer Agentur oder
einer anderen Einrichtung vorgeschlagen, die zum groflen Teil
aus Steuern, Abgaben oder vergleichbaren Geldern bezahlt wer-
den, sollte eine verpflichtende Partnerschaft mit mindestens ei-
ner zivilgesellschaftlichen Organisation vorgesehen werden. Be-
sonderes Augenmerk sollte der Ankniipfung neuer Partnerschaf-
ten, insbesondere zwischen Ost und West, gelten.

3. Spezifische Anmerkungen

Koordination des Programms "Europa fiir Biirgerinnen und Biirger"
mit anderen Programmen

3.1  Der EWSA begriifit die an dem urspriinglichen Vorschlag
vorgenommenen Verbesserungen, die eine bessere Zusammen-
arbeit und Koordinierung zwischen "Europa fiir die Biirgerinnen
und Biirger" und anderen Programmen, insbesondere Nachbar-
schaftsprogrammen, vorsehen. Entsprechend Artikel 11 des
Vorschlags und zur Erreichung der Ziele der Europa-2020-Stra-
tegie ist dariiber hinaus eine bessere Koordinierung mit INTER-
REG sowie Medien- und Jugendprogrammen erforderlich.

3.2 Der EWSA ruft dazu auf, unverziiglich mit der koor-
dinierten Vermittlung von Informationen iiber dieses und an-
dere EU-Programme zu beginnen, damit alle Biirgerinnen und
Biirger auf einen Blick sehen konnen, welche Moglichkeiten fur
sie in Frage kommen. Wie aus einer offentlichen Konsultation
der Europiischen Kommission hervorgeht (°), haben die Biirger
oft keine klare Vorstellung davon, welche Aktivititen schwer-
punktmifig im Rahmen welches Programms unterstiitzt wer-
den. Besonderes Augenmerk sollte den Jugendlichen gelten.

3.3 Wie in einer seiner fritheren Stellungnahmen ruft der
EWSA erneut dazu auf, die Koordinierung wesentlich zu ver-
bessern, z.B. durch Schaffung eines selbstindigen interinstitutio-
nellen, aus Vertretern der verschiedenen Generaldirektionen der
Kommission und der iibrigen EU-Institutionen bestehenden Gre-
miums fiir aktive Unionsbiirgerschaft und Teilhabe (°).

(°) Ergebnis einer Online-Konsultation der Europdischen Kommission
(2010-2011).
(°) ABL C 28 vom 3.2.2006, S. 29-34.

Finanzielle Aspekte

3.4  Die Finanzierung des Programms ist vollig unzureichend.
Der EWSA ist sich dessen bewusst, dass die Aufstockung der
Finanzierung fiir das Programm "Europa fiir Biirgerinnen und
Biirger" in der derzeitigen Krisensituation eine finanzielle und
politische Herausforderung ist, betont aber die absolut grund-
legende Bedeutung des Programms und weist darauf hin, dass
dessen Finanzierung im Prinzip um ein Mehrfaches aufgestockt
werden miisste. Die derzeitige Finanzierung reicht nicht nur
nicht aus, um im europiischen Mafistab greifbare Ergebnisse
zu erzielen (), sondern fiihrt auch dazu, dass sich potenzielle
Antragsteller in jhren Hoffnungen getduscht sehen. Beim der-
zeitigen Umfang der Finanzierung stellt sich die Frage nach der
Bedeutung der Biirgerbeteiligung am Entscheidungsfindungspro-
zess und nach dem Engagement der Entscheidungstrdger fiir die
Erfillung des Vertrags von Lissabon.

3.5 Der EWSA ruft dazu auf, nach zusitzlichen Finanzie-
rungsquellen fiir das Programm zu suchen, darunter auch Mittel
anderer Programme, die im Programmzeitraum von "Europa fiir
Biirgerinnen und Biirger" nicht ausgeschopft werden.

3.6 Um eine breite und inklusive Teilhabe an diesem Pro-
gramm zu gewdahrleisten und die Diskriminierung kleiner und
finanziell schwicher ausgestatteter Organisationen zu vermeiden
sowie den Wirkungsgrad des Programms, unter anderem in der
offentlichen Wahrnehmung, zu erhéhen, ruft der EWSA dazu
auf, auch kleine Projekte zu unterstiitzen, die eine europdische
Dimension aufweisen. Im Vergleich zum derzeitigen Programm
missen, vor allem fiir zivilgesellschaftliche Projekte, die
Schwelle des minimalen Projektumfangs und der Kofinanzie-
rungsbetrage gesenkt werden, der Umfang der Vorfinanzierung
erthoht und die Bedingung, Partner aus anderen Lindern zu
beteiligen, aufgehoben sowie der Verwaltungsaufwand vermin-
dert werden, wobei erforderlichenfalls gleichzeitig die notwen-
dige Aufsicht zu gewihrleisten ist. Im neuen Programmzeitraum
muss staatsbiirgerlichen und zivilgesellschaftlichen Organisatio-
nen geringer Grofe die Moglichkeit eingerdumt werden, Antrige
auf Zuschiisse zu stellen, ohne selbst Eigenbeitrdge in Hohe von
mehreren Zehntausend von Euro leisten zu miissen. Der gegen-
wirtig vorgesehene mittlere Projektumfang von 80 000 EUR
gibt Anlass zur Besorgnis. Bei der Programmplanung sind
auch andere Aspekte moglicher Diskriminierungen bestimmter
Antragsteller oder Zielgruppen in den Programmbestimmungen
sorgfaltig zu priffen und zu beseitigen.

3.7 Der EWSA fordert die Europiische Kommission auf,
Moglichkeiten fur eine besondere Unterstiitzung oder zur Schaf-
fung einer besonderen Kategorie kleiner Projekte in Mitglied-
staaten zu priifen, in denen fiir die Tatigkeit zivilgesellschaftli-
cher Organisationen hinsichtlich der Zielbereiche des Pro-
gramms besonders prekdre Bedingungen herrschen oder in de-
nen die Teilhabe schwach ausgeprigt ist.

3.8  Fur den neuen Programmzeitraum muss eine wirksame
Methode gefunden werden, Freiwilligenarbeit als Teil des ent-
sprechenden Eigenanteils anzurechnen (%).

() Siehe Fulinote 6.
(%) ABL C 325 vom 30.12.2006, S. 46-52.
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3.9  Die Forderung staatsbiirgerlicher Aktivitit und die Star-
kung staatsbiirgerlicher Werte in der jungen Generation der
Europder ist eine vorrangige Herausforderung und Verpflichtung
der EU fiir die Zukunft. Der EWSA fordert die Europiische
Kommission unter anderem auf, die Moglichkeit einer breiter
angelegten Einbindung von Jugendprojekten in das Programm
zu priifen, die im Rahmen von "Erasmus fiir alle" nicht fort-
gesetzt werden, insbesondere von "Jugend in Aktion"-Projekten.
Eine weitere denkbare thematische Neuerung wiren Projekte zur
Forderung der sozialen Verantwortung von Unternehmen.

Steuerung und Verwaltung des Programms

3.10 Insbesondere fur die in Ziffer 3.6 erwihnten kleinen
Projekte ist eine dezentrale Programmverwaltung wiinschens-
wert. Bereits jetzt verspricht die Kommission, weitestgehend
auch ihre Vertretungen in den Mitgliedstaaten einzubinden (%),
um die AuBenwirkung des Programms zu erhohen, doch sollte
erwogen werden, diese Vertretungen oder andere Strukturen auf
nationaler Ebene auch verstirkt zur Verwaltung einzelner Pro-
grammbereiche heranzuziehen. Die Offentlichkeitsarbeit und die
Programmverwaltung erginzen sich gegenseitig. Eine alternative
Losung bestiinde darin, die Durchfithrung mehrerer kleiner Pro-
jekte zu ermoglichen und dazu auf Globalzuschiisse zuriick-
zugreifen.

3.11 Die Programmverwaltung muss weitestgehend offen
und transparent gestaltet werden. Der EWSA begriifit die Kon-
sultationen der Europiischen Kommission, die im Rahmen des
Programms bereits stattfinden. Angesichts des besonderen Cha-
rakters des Programms sollte allerdings eine Moglichkeit gefun-
den werden, Vertreter des Ausschusses der Regionen, des EWSA
und der Partner des strukturierten Dialogs in die Arbeit des
Lenkungsausschusses einzubeziehen, die den Status von Sach-
verstandigen, Mitgliedern, Beobachtern o. 4. erhalten konnten,
und/oder eine formelle oder informelle interinstitutionelle Ar-
beitsgruppe zur Erarbeitung des Jahresprogramms zu bilden.
Dadurch wird bereits in einem frithen Stadium des Entschei-
dungsprozesses der Gedanke der Partnerschaft mit Leben erfiillt
und ein wirksamer Informationsaustausch gewihrleistet. Des
Weiteren miissen diese Vertreter eng in alle Phasen der Pro-
grammbewertung und der Erarbeitung des kiinftigen Programms
eingebunden werden (19).

3.12  Die von der Zivilgesellschaft benannten Risiken im Zu-
sammenhang mit den jihrlichen Priorititen, den kurzfristigen
Aktivititen oder Kampagnen des Programms miissen neutrali-
siert werden. Sie diirfen die grundlegenden Ziele des Programms
nicht verschleiern oder einseitig einengen. Die Zivilgesellschaft
muss die Moglichkeit haben, selbst aktuelle Projektthemen aus-
zuwihlen, die den grundlegenden Zielen des Programms Rech-
nung tragen.

3.13  Der EWSA besteht auf die Einfihrung eines zweistufi-
gen Systems zur Projektbewertung. Die Zahl der Antrige, die
aufgrund unzureichender Finanzierung abgewiesen werden, ist
beeindruckend; zur Zeit wird in den einzelnen Programmberei-
chen lediglich eines von etwa 20 Projekten unterstiitzt. Das
Programm darf die Finanzmittel der Organisationen nicht un-
notig verschwenden, diesen auf diese Weise Schaden zufiigen

() COM(2011) 884 final.
(%) Siehe Fuflnote 6.

und den grundlegenden Zielen des Programms zuwiderlaufen.
Dariiber hinaus missten mehrere Fristen fiir die Einreichung
von Projekten festgelegt werden.

3.14  Bei der Planung der Verwaltungskosten fiir das Pro-
gramm, die derzeit mit etwa 11 % der vorgesehenen Gesamt-
mittel fiir das Programm tiberproportional hoch erscheinen, regt
der EWSA an, die Kosten-/Nutzen-Analyse (') heranzuziehen
und die in dieser Stellungnahme vorgelegten Vorschlige zur
Kostenreduzierung zu beriicksichtigen, u.a. durch Global-
zuschiisse, durch die Auswahl von Projektvorschligen in zwei
Stufen usw.

3.15 Der EWSA ist der Ansicht, dass die Kontaktstellen fiir
das Programm "Europa fir Biirgerinnen und Biirger" in den
einzelnen Mitgliedstaaten — so noch nicht geschehen — unver-
ziiglich eingerichtet sowie ihre Titigkeit und Offentlichkeits-
wirksamkeit ausgebaut werden sollten.

Effizienz, Nachhaltigkeit und die Auswirkungen der eingesetzten Mittel

3.16  Sowohl die Europdische Kommission als auch viele der
von ihr befragten (12) Vertreter der Zivilgesellschaft rdumen ein,
dass das Programm in Zukunft viel enger mit dem tatsdchlichen
und konkreten Beschlussfassungsprozess und der politischen
Agenda in Europa verkniipft sein muss. Der EWSA begriiflt
die Tatsache, dass als eines der Ergebniskriterien des neuen Pro-
gramms die Zahl und die Qualitdt derjenigen politischen Initia-
tiven gelten, die als Ergebnis der durch das Programm unter-
stittzten Maffnahmen ins Leben gerufen wurden. Auf diese
Weise kann das Programm einen Beitrag zur Verwirklichung
von Artikel 11 EUV leisten. Des Weiteren begriifst der EWSA
die Forderung der Kommission, bewahrte Verfahrensweisen aus-
zutauschen und Ideen auf dem Gebiet der Biirgerbeteiligung zu
sammeln ('3).

3.17  Alle durch das Programm unterstiitzten Tatigkeiten
miissen Ergebnisse zeitigen, die in der Praxis angewandt werden
konnen, von Dauer und nachhaltig sind und eine groe Offent-
lichkeitswirkung haben. Derartige Ergebnisse miissen auch dann
erzielt werden, wenn es um die Durchfithrung von Diskussionen
und punktuellen Biirgerbegegnungen sowie den Aufbau gegen-
seitiger Kontakte geht. Die Veranstaltungen des Ratsvorsitzes
beispielsweise konnten zum Teil zu regelmifigen Konsultations-
foren zwischen der Zivilgesellschaft und den EU-Institutionen
ausgeweitet werden.

3.18  Der EWSA spricht sich dafiir aus, den Zugang zu den
Betriebskostenzuschiissen zu erleichtern, wobei der europii-
schen, aber auch der nationalen Ebene besondere Aufmerksam-
keit zu schenken ist, denn gerade solche Zuschiisse versetzen
die Organisationen in die Lage, allgemeine Kompetenzen zu
entwickeln, ihre Fahigkeiten zur Teilhabe am politischen Gestal-
tungsprozess auszubauen und rasch auf neue Herausforderun-
gen zu reagieren (14). Tatsdchlich sind die Projektzuschiisse hau-
fig auf bestimmte Aktivititen ausgerichtet, so dass es oft schwer
ist, durch sie die Nachhaltigkeit zu gewdhrleisten, das

(") Der Kommissionsvorschlag sieht vor, dass im Zeitraum 2014-2020
insgesamt 229 Mio. EUR fiir das Programm "Europa fiir Biirgerin-
nen und Biirger" bereitgestellt werden, von denen 206 Mio. EUR
unmittelbar fiir die Verwirklichung der Programmziele bestimmt
sind, wihrend mit 23 Mio. EUR die Verwaltungsausgaben bestritten
werden. Siche COM(2011) 884 final, Anlage 2011/0436 (APP).

('?) Ergebnis einer Online-Konsultation der Europdischen Kommission
(2010-2011).

(%) COM(2011) 884 final.

(*%) Siehe auch die von der Generaldirektion Interne Politikbereiche des
Europdischen Parlaments (Referat fiir haushaltspolitische Fragen) er-
arbeitete Studie zur Finanzierung von Nichtregierungsorganisatio-
nen (NRO) aus dem EU-Haushalt (provisorische Fassung), 2010.
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institutionelle Gedachtnis zu stirken und die Qualitat der Tatig-
keiten aufrechtzuerhalten. Die durchschnittliche Hohe der Zah-
lungen, die Zahl der Projekte und andere in der Anlage zum
derzeitigen Vorschlag aufgefiihrte Indikatoren miissen tiberpriift
werden. Organisationen mit geringeren Finanz- und Verwal-
tungskapazititen sollten nicht durch hohe Schwellen wie Ko-
finanzierungssitze u.a. diskriminiert werden. Es wire zielfithren-
der, die Mindesthohe der Zuschiisse entweder gar nicht oder auf
niedrige Betrdge festzulegen und so die Zahl der Begiinstigten
zu erhohen undfoder den Forderzeitraum zu verlingern.

3.19  Ebenfalls wiinschenswert wire eine breite Nutzung
langfristiger Strukturférdermittel fiir verldssliche Partner und
eine Verlangerung der Hochstlaufzeit fiir die iibrigen Projekte
je nach dem Erfordernis des konkreten Projekts.

4. Erginzende Empfehlungen zum Vorschlag der Europii-
schen Kommission

In den folgenden Anderungsvorschligen legt der EWSA
seinen Standpunkt zu verschiedenen grundlegenden Aspek-
ten des Programms dar. Um die Uberlegungen aus Ziffer 1
aufzugreifen und die innere Logik des Textes zu gewihr-
leisten, miissen eventuell noch weitere Anderungen im
Wortlaut des Vorschlags, der Begriindung und des Anhangs
vorgenommen werden.

4.1  Der EWSA empfiehlt, im 4. Erwdgungsgrund der Praam-
bel die Aussage "Die europdische Biirgerinitiative ist eine einzig-
artige Moglichkeit, die Biirgerinnen und Biirger direkt an der
Gestaltung der EU-Rechtsvorschriften mitwirken zu lassen" (1%)
entweder zu erginzen oder zu streichen, weil dadurch Zweifel
iiber die Umsetzung der iibrigen Bestimmungen des Vertrags
von Lissabon aufkommen konnten.

4.2 Der EWSA schlagt vor, im vierten Erwidgungsgrund der
Praambel den Ausdruck “..., sind eine Vielzahl an Aktionen und
koordinierten Bemithungen durch Aktivitdten auf transnationaler
und EU-Ebene notwendig" in Ubereinstimmung mit Ziffer 2.3
und 3.6 durch folgenden Wortlaut zu ersetzen: "... auf trans-
nationaler und EU-Ebene sowie unter Beriicksichtigung der euro-

pdischen Dimension auf der Ebene der Mitgliedstaaten ...".

4.3 Im zehnten Erwidgungsgrund der Praambel sollte nach
Ziffer 2.3 und 3.6 der Wortlaut "an transnationalen Projekten
und Aktivititen" durch "an den Projekten und Aktivititen des
Programms" ersetzt werden.

4.4 Der EWSA spricht sich dafur aus, Erwdgungsgrund (14)
der Prdambel wie folgt zu erginzen: "... in Zusammenarbeit mit
der Kommission, den Mitgliedstaaten, dem Ausschuss der Re-
gionen, dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss,
den Vertretern des strukturierten Dialogs sowie mit einzelnen
Vertretern der europdischen Zivilgesellschaft".

4.5  In Erwiagungsgrund (16) der Praambel sollte die Formu-
lierung "direkt in Bezug mit den EU-Strategien" durch "direkt in

(%) Siehe Fulnote 13.

Bezug mit der Politik in EU-Angelegenheiten" und die Formu-
lierung "Gestaltung der politischen Agenda der EU" durch "Ge-
staltung der politischen Agenda im Hinblick auf EU-Angelegen-
heiten" ersetzt werden.

4.6  In Anlehnung an die in Ziffer 3.13 dieser Stellungnahme
gemachten Beobachtungen sollte in Erwigungsgrund (16) der
Praambel der zweite Satz wie folgt ergdnzt werden: "... Pau-
schalfinanzierungen, Pauschalsitzen und standardisierten Ein-
heitskosten sowie durch eine zweistufige Auswahl von Projekt-

vorschlagen ..."

4.7 Der EWSA schldgt vor, Artikel 1 des Vorschlags wie folgt
zu dndern: globales Ziel — "die europdischen Werte und die
europdische Identitit zu fordern", denn der Ausdruck "europii-
sche Werte und europdische Identitdt" ist umfassender und in-
tegrativer. Diese Anderungen betreffen auch andere Stellen des
Vorschlags.

4.8 In Anbetracht der oben getroffenen Feststellung, dass die
Biirgerbeteiligung unteilbar ist und die EU-Angelegenheiten
nicht nur auf EU-Ebene entschieden werden, schligt der
EWSA dariiber hinaus vor, in Artikel 1 den Begriff "EU-Ebene"
durch "Angelegenheiten oder Fragen betreffend die EU" zu er-
setzen.

4.9  Auch in Artikel 2 Absatz 2 des Vorschlags sollte der
Begriff "EU-Ebene" durch den Ausdruck "Angelegenheiten oder
Fragen betreffend die EU" ersetzt werden. Des Weiteren sollte
der Ausdruck "indem den Biirgerinnen und Biirgern der politi-
sche Entscheidungsprozess in der EU ndhergebracht wird" wie
folgt gedndert werden: "indem das Verstindnis der Biirgerinnen
und Biirgern iiber die Gestaltung der Politik in EU-Fragen und
ihre Teilhabe daran erhoht wird".

410  Artikel 3 Absatz 2 des Vorschlags sollte wie folgt er-
ginzt werden:

(3) Unterstiitzung fiir Organisationen, deren Tatigkeit von all-
gemeinem europdischem Interesse ist oder eine klare eu-
ropdische Dimension in sich trigt;

(4)  Gemeinschaftsbildung und Debatten zu Biirgerschaftsthe-
men, wobei die Zielgruppen mit Hilfe des Internet, der
Kommunikationstechnologien und/oder der sozialen Me-
dien einbezogen werden und die europiische Dimension
in anderen Kommunikationskanilen bzw. Formen der
Kommunikation gestirkt wird;

(5) in besonderen und begriindeten Fillen — Veranstaltungen
auf Ebene der Europdischen Union. Begriindung: Veranstal-
tungen auf EU-Ebene fehlt es mitunter an Mehrwert, da
haufig Biirger daran teilnehmen, die im Bereich der EU-
Angelegenheiten bereits informiert und aktiv titig sind,
wiahrend die Ergebnisse dieser Veranstaltungen deren
hohe Kosten nicht rechtfertigen;
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(7) Reflexion/Debatten zu gemeinsamen Werten, zur Zukunft
der Unionsbiirgerschaft und zu den Moglichkeiten der Biir-
gerbeteiligung;

(8) Initiativen, die dazu dienen, die EU-Organe und ihre Funk-
tionsweise, die Biirgerrechte, insbesondere die demokrati-
schen Rechte, sowie den politischen, insbesondere EU-po-
litischen Gestaltungsprozess auf nationaler Ebene mehr in
den Vordergrund zu riicken. Durch diese Initiativen sollte
die Einbindung der Biirger in die Politikgestaltung und den
Beschlussfassungsprozess auf verschiedenen Ebenen und|
oder in verschiedenen Phasen gefordert werden;

11

—

Unterstiitzung  von  Programminformations-/Beratungs-
und Verwaltungsstrukturen in den Mitgliedstaaten;

(12) neuer Absatz: Zuschiisse in besonderen Forderregionen
oder Mitgliedstaaten mit beschranktem Zugang zu anderen
Ressourcen fir Aktivititen im Einklang mit den Zielen des
Programms oder mit unterdurchschnittlicher Einbindung
der Zivilgesellschaft.

411 In Bezug auf Artikel 4 betont der EWSA, dass die
Kommission soweit irgend maoglich von offentlichen Auftrigen
Abstand nehmen sollte, da diese den meisten Fillen dazu fiih-
ren, dass grofl angelegte und kostspielige, jedoch biirgerferne
PR-Kampagnen durchgefithrt werden. Alle Mafnahmen sollten
allen Programmteilnehmern weitestgehend offen stehen.

412  Artikel 6 sollte entsprechend Absatz 2.6 dieser Stel-
lungnahme u.a. erganzt werden.

413 In Artikel 8 sollte die Bestimmung, nach der jedes Jahr
neue Prioritdten fiir das Programm festgelegt werden, gestrichen
oder der Wortlaut dieses Artikels weniger rigoros formuliert
werden.

4.14  Artikel 9 sollte wie folgt ergdnzt werden: "3. Es sollten
eine Moglichkeit und entsprechende Modalititen gefunden wer-
den, Vertreter des Ausschusses der Regionen, des EWSA und
Partner des strukturierten Dialogs, die den Status von Sachver-
standigen, Mitgliedern, Beobachtern o.4. erhalten kénnten, in die
aktive Arbeit des Lenkungsausschusses einzubeziehen und/oder
eine formelle oder informelle interinstitutionelle Arbeitsgruppe
zur Erarbeitung des Jahresprogramms zu bilden."

415  Artikel 10 sollte wie folgt erginzt werden: "Die in
Artikel 9 des Vorschlags genannten Parteien miissen eng in

Briissel, den 11. Juli 2012

alle Phasen der Programmbewertung und der Erarbeitung des
kiinftigen Programms eingebunden werden."

416  Artikel 14 Absatz 2 des Vorschlags sollte wie folgt
erganzt werden: "... unterrichtet regelmiflig das Europiische
Parlament, den Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschuss
und den Ausschuss der Regionen." 14. Artikel 14 Absatz 3
sollte wie folgt formuliert werden: "Unter anderem legt die
Kommission ..."

4.17  Im Anhang sollte im Bereich 2 der Punkt "Programm-
verwaltung" um den Hinweis ergidnzt werden, dass es moglich
und wimschenswert ist, an der Verwaltung der einzelnen Pro-
grammbereiche auch die Vertretungen der Europaischen Kom-
mission in den Mitgliedstaaten oder andere Strukturen auf na-
tionaler Ebene zu beteiligen, die die Kommission fiir geeignet
hlt.

418  Im Zusammenhang mit den im Anhang erwihnten Be-
wertungskriterien spricht sich der EWSA insbesondere dafiir aus
und unterstiitzt, dass in den Mitgliedstaaten und Regionen, in
denen weitere Mittel zur Verwirklichung der Programmziele nur
in beschrinktem Umfang oder gar nicht zuginglich sind oder
die eine niedrige Teilnahmequote aufweisen, die zur Verfigung
stehenden Finanzmittel aufgestockt werden.

4.19  Der EWSA weist die in Ziffer 2.2.1 des Finanzbogens zu
Vorschligen von Rechtsakten enthaltene Behauptung, nach der die
Beteiligung kleiner und mittlerer Organisationen am Programm
ein Risiko fiir die Programmverwaltung darstellt, kategorisch
zuriick und fordert, sie zu streichen. Der EWSA betont, dass
diese Organisationen, wie weiter oben ausgefithrt wurde, sich
besonders gut fiir die Biirgerbeteiligung eignen, so dass ihre
Beteiligung am Programm in jeglicher Hinsicht geférdert werden
sollte, unter anderem durch die vereinfachte Beantragung und
Verwaltung von Projekten, eine Verringerung des minimalen
Projektbudgets, den Verzicht auf die Beteiligung auslindischer
Partner aufler im Fall objektiver Notwendigkeit fiir eine solche
Beteiligung sowie eine Senkung des Kofinanzierungssatzes.

420 Nach Ansicht des EWSA sollte die Zahl der in den
Anhingen fiir die verschiedenen Aktivititen aufgefithrten Pro-
jekte und die Finanzierungsindikatoren dieser Projekte iiberpriift
werden, um der weiter oben erwihnten Forderung Rechnung zu
tragen, den Zugang kleiner und mittlerer Organisationen zu den
Projekten zu erleichtern und/oder eine oder mehrere Kategorien
kleiner Projekte einzufithren, den Zugang zu Betriebskosten-
zuschiissen zu erleichtern, den Zeitrahmen fur die Projekte zu
erweitern u.a.

Der Prisident

des Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

Staffan NILSSON



	Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates über das Programm Europa für Bürgerinnen und Bürger für den Zeitraum 2014-2020  COM(2011) 884 final – 2011/0436 (APP) (2012/C 299/22)

